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Anlage 7 zur GRDrs 850/2009
Stellenschaffung zum Stellenplan 2010
	Org.einheit

(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-

wert

Haushalt
	St.

Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl der

Stellen
	Stellen-

vermerk
	Durchschnittl. jährl. kosten-wirksamer Aufwand    €

	630
630
	Baurechtsamt

Baurechtsamt

	EG 9
A 11
	
	Baukontrolleur/in
Sachbearbeiter/-in
	0,5
0,5
	
	0
0


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird eine Sachbearbeiterstelle für die Baukontrolle, davon 0,5 Stelle in Entgeltgruppe 9 und 0,5 Stelle in BesGr. A 11 für die Wahrnehmung der neuen Aufgaben im Bereich des Gesetz zur Nutzung erneuerbarer Wärmeenergie in Baden-Württemberg (Erneuerbare-Wärme-Gesetz – EWärmeG Land) und des Gesetz zur Förderung Erneuerbarer Energien im Wärmebereich 
(Erneuerbare-Energien-Wärmegesetz – EEWärmeG Bund).
2
Schaffungskriterien

Stellen-Neuschaffung für neue Aufgaben auf Grund gesetzlicher Vorschriften.
Durch Kostenerstattung des Landes in Höhe von 50.000 € / Jahr ist die Stellenschaffung annähernd kostenneutral.
3
Bedarf

3.1
Anlass

Zum 1.1.2008 ist das Erneuerbare-Wärme-Gesetz Baden-Württemberg (EWärmeG) in Kraft getreten. Das am 6.6.2008 vom Bundestag beschlossene Erneuerbare Energien Wärmegesetz des Bundes (EEWärmeG) ist zum 1.1.2009 in Kraft getreten.

Für neue Gebäude (Wohngebäude und Nichtwohngebäude), für die ab dem 1.1.2009 der Bauantrag gestellt bzw. das Kenntnisgabeverfahren begonnen wird, gilt das EEWärmeG des Bundes. Für ältere Wohngebäude gilt, dass ab dem 1.1.2010 mindestens 10% des jährlichen Wärmebedarfs durch erneuerbare Energien gedeckt werden müssen, wenn ein Austausch der Heizanlage erfolgt  (§ 4 Abs. 2 EWärmeG Land).

Aus den gesetzlichen Vorschriften ergeben sich eine Vielzahl von Pflichten:

· § 6 Abs. 1 EWärmeG Land: die Bestätigung eines Sachverständigen ist spätestens 3 Monate nach Inbetriebnahme der Heizanlage vorzulegen. Soweit zusätzlich (neben dem Austausch der Heizungsanlage) für die Erfüllung Baumaßnahmen notwendig sind ist die Bestätigung spätestens 15 Monate nach Austausch der Heizungsanlage vorzulegen.

· § 6 Abs. 2 EWärmeG Land: bei Erfüllung durch (anteiligen) Einsatz von Biogas oder Bioöl ist innerhalb von 3 Monaten nach erstmaliger Abrechnung des Brennstofflieferanten dessen Bestätigung über die fossilen und regenerativen Anteile der gelieferten Brennstoffe vorzulegen, in der Folge jeweils 5 Jahre aufzubewahren und auf Verlangen vorzulegen.

· § 6 Abs. 3 EWärmeG Land: bei vorhandenen Altanlagen zur Nutzung erneuerbarer Wärmeenergie bzw. bei Nichtverfügbarkeit handelsüblicher solarthermischer Anlagentechnik aus baulichen oder technischen gründen sind diese Umstände durch einen Sachkundigen zu bestätigen, die Bestätigung ist innerhalb von 3 Monaten nach Inbetriebnahme oder Austausch der Heizungsanlage vorzulegen.
· § 10 Abs. 3 EEWärmeG Bund: innerhalb von 3 Monaten nach Inbetriebnahme der Heizungsanlagen sind die in der Anlage zum EEWärmeG vorgeschriebenen Nachweise vorzulegen.

· § 10 Abs. 4 EEWärmeG Bund: innerhalb von 3 Monaten nach Inbetriebnahme der Heizungsanlagen ist bei Vorliegen einer Ausnahme nach § 9 EEWärmeG  diese anzuzeigen und bei technischer Unmöglichkeit der Erfüllung zugleich die entsprechende Bescheinigung eines Sachkundigen vorzulegen.

· § 10 Abs. 2 EEWärmeG Bund: bei Nutzung gelieferter gasförmiger oder flüssiger Biomasse sind die Abrechnungen des Lieferanten für die ersten 5 Kalenderjahre jeweils bis zum 30.6. des Folgejahres vorzulegen, für die folgenden 10 Jahre jeweils 5 Jahre aufzubewahren und auf Verlangen vorzulegen. Bei Nutzung fester Biomasse sind die Abrechnungen des Brennstofflieferanten für die ersten 15 Jahre jeweils 5 Jahre aufzubewahren und auf Verlangen vorzulegen.

Zuständig für Überwachung und Vollzug sowohl des EWärmeG Land als auch des EEWärmeG Bund sind nach § 8 Abs. 1 EWärmeG und § 1 Abs. 1 EEWärmeGZuVO die Unteren Baurechtsbehörden. Dies bedeutet die Entgegennahme der Bestätigungen und Rechnungen, Kontrolle dass sie vorgelegt werden, von den jeweils zugelassenen Sachverständigen erstellt und inhaltlich plausibel sind und die Ahndung fehlender oder falscher Nachweise Anordnungen, Vollstreckung und gegebenenfalls Bußgeldverfahren).

Das EEWärmeG des Bundes verpflichtet die zuständige Behöre zudem ausdrücklich zu geeigneten Stichprobenverfahren für die Erfüllung der Nutzungspflicht und die Richtigkeit der gemachten Angaben (§ 11 EEWärmeG). 

Gemäß § 4 Abs. 9 EWärmeG Land und § 18 EEWärmeG Bund bestehen dauerhafte Berichtspflichten über die Wahrnehmung der Aufgaben.

3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Es handelt sich um eine völlig neue gesetzliche Aufgabe. 

Im Jahr 2009 stehen für die Aufgabenwahrnehmung keine Kapazitäten zur Verfügung. Da die Nachweise jeweils nach Fertigstellung der Maßnahmen zu führen sind und sich die Verpflichtungen zum größten Teil auf Gebäude beziehen, die ab dem 1.1.2009 (EEWärmeG Bund) ins baurechtliche Zulassungsverfahren gegangen sind, wird die zusätzliche Arbeitsbelastung in 2009 auch noch relativ gering sein.

Ab 2010 ist dann jedoch mit einer dauerhaften Belastung zu rechnen. Neben den eigentlichen Vollzug tritt dabei dann noch das dauerhafte Vorhalten, Aufbereiten und Weitergeben entsprechender statistischer Daten.

3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die neuen Daueraufgaben können unter Verletzung der gesetzlichen Vorgaben nicht  wahrgenommen werden. 
4. Stellenvermerke

Das Haushaltssicherungskonzept enthält einen Prüfauftrag hinsichtlich der Personalausstattung der Baukontrolle (vgl. Anlage 1 zu GRDrs 849/2009, Seite 9). Die neu zu schaffende Stelle erhält deshalb folgenden Besetzungsvorbehalt: „Die Stelle darf erst nach Abschluss der Personalbedarfsprüfung besetzt werden. Ggf. ist der Bedarf durch Personalumsetzung von zu streichenden Stellen zu decken.“
